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I

(V'.röffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 154/89 DER KOMMISSION
vom 23. Januar 1989

zur Festsetzung der auf Getreide, Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen
oder Roggen anwendbaren Einfuhrabschöpfungen

nungssatz, der sich auf den Leitkurs dieser
Währungen stützt, multipliziert mit dem Berichti­
gungskoeffizienten gemäß Artikel 3 Absatz 1 letzter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 1676/85,

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungssatz, der
sich auf das arithmetische Mittel der Wechselkurse in
Höhe jeder dieser Währungen stützt und während
eines bestimmten Zeitraums für die Währungen der
Gemeinschaft entsprechend vorhergehendem Gedan­
kenstrich und nach Maßgabe des vorgenannten Koef­
fizienten festgestellt wird.

Diese Wechselkurse sind die am 20. Januar 1989 festge­
stellten Kurse.

Der vorgenannte Berichtigungsfaktor bezieht sich auf alle
Berechnungselemente der Abschöpfung, einschließlich
der Äquivalenzkoeffizienten.

Die Anwendung der in der Verordnung (EWG) Nr.
2401 /88 enthaltenen Bestimmungen auf die heutigen
Angebotspreise und Notierungen, von denen die
Kommission Kenntnis hat, führt zu einer Änderung der
gegenwärtig gültigen Abschöpfungen, wie im Anhang zu
dieser Verordnung angegeben —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates
vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 2221/88 (2), insbesondere auf Artikel 13
Absätz 5,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1676/85 des Rates
vom 11 . Juni 1985 über den Wert der Rechnungseinheit
und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzu­
wendenden Umrechnungskurse (3), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 1636/87 (4), insbesondere auf
Artikel 3,

nach Stellungnahme des Währungsausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die bei der Einfuhr von Getreide, Mehlen von Weizen
und Roggen, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen zu
erhebenden Abschöpfungen sind durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2401 /88 der Kommission 0 und die später zu
ihrer Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt
worden.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die bei der Einfuhr der in Artikel 1 Buchstaben a), b) und
c) der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 genannten Erzeug­
nisse zu erhebenden Abschöpfungen werden im Anhang
festgesetzt.

Um ein normales Funktionieren der Abschöpfungsrege­
lung zu ermöglichen, ist bei der Berechnung der
Abschöpfungen zugrunde zu legen :

— für Währungen, die untereinander zu jedem Zeit­
punkt innerhalb einer maximalen Abweichung in
Höhe von 2,25 v. H. gehalten werden, ein Umrech

(1) ABI. Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
P) ABl. Nr. L 197 vom 26. 7. 1988, S. 16.
f) ABl. Nr. L 164 vom 24. 6. 1985, S. 1 .
h ABl. Nr. L 153 vom 13. 6. 1987, S. 1 .
0 ABl. Nr. L 205 vom 30. 7. 1988, S. 96.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 24. Januar 1989 in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 23 . Januar 1989
Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 23. Januar 1989 zur Festsetzung der auf
Getreide, Mehle, Grobgrieß und Feingriefi von Weizen oder Roggen anwendbaren

Einfuhrabschöpfungen

(ECU/Tonnt)

KN-Code
Abschöpfungen

Portugal Drittländer

0709 90 60 19,20 124,30
0712 90 19 19,20 124,30
1001 10 10 51,30 . 178,98 00
1001 10 90 51,30 178,98 00
1001 90 91 13,64 113,50
1001 90 99 13,64 113,50
1002 00 00 57,33 11038 0
1003 00 10 47,89 117,56
1003 00 90 47,89 117,56
1004 00 10 38,94 71,94
1004 00 90 38,94 71,94
1005 10 90 19,20 124,30 00
1005 90 00 19,20 12430 00
1007 00 90 42,54 134,82 (4)
1008 10 00 47,89 22,16
1008 20 00 47,89 92,84 (4)
1008 30 00 47,89 0,00 o
1008 90 10 O 0
1008 90 90 47,89 0,00
1101 00 00 33,11 172^2
110210 00 94,28 168,55
1103 11 10 92,90 290,80
1103 11 90 34,68 185,67

(') Für Hartweizen mit Ursprung in Marokko, der unmittelbar von diesem Land in die Gemeinschaft befördert wird,
wird die Abschöpfung um 0,60 ECU je Tonne verringert.

(2) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 486/85 werden keine Abschöpfungen bei der Einfuhr von Erzeugnissen mit
Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean oder m den überseeischen
Ländern und Gebieten in die französischen überseeischen Departements erhoben.

(3) Für Mais mit Ursprung in den AKP-Staaten oder den ÜLG wird die Abschöpfung bei der Einfuhr in die
Gemeinschaft um 1,81 ECU je Tonne verringert.

(4) Für Hirse und Sorghum mit Ursprung in den AKP-Staaten oder den ÜLG wird die Abschöpfung bei der Einfuhr
in die Gemeinschaft um 50 % verringert

(*) Für Hartweizen und Kanariensaat, die in der Türkei erzeugt und unmittelbar aus diesem Land in die Gemein­
schaft befördert worden sind, wird die Abschöpfung um 0,60 ECU je Tonne verringert.

(*) Die zu erhebende Abschöpfung auf Roggen, der vollständig in der Türkei erzeugt und unmittelbar aus diesem
Land in die Gemeinschaft befördert wurde, wird durch die Verordnungen (EWG) Nr. 1180/77 des Rates (ABl.
Nr. L 142 vom 9. 6. 1977, S. 10) und (EWG) Nr. 2622/71 der Kommission (ABl. Nr. L 271 vom 10. 12. 1971 ,
S. 22) bestimmt.

f) Bei der Einfuhr von Erzeugnissen des KN-Code 1008 90 10 (Triticale) wird die Abschöpfung von Roggen
erhoben.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 155/89 DER KOMMISSION
vom 23. Januar 1989

zur Festsetzung der Prämien, die den Einfuhrabschöpfungen für Getreide, Mehl
und Malz hinzugefügt werden

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates
vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 2221 /88 (2), insbesondere auf Artikel 15
Absatz 6, .

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1676/85 des Rates
vom 11 . Juni 1985 über den Wert der Rechnungseinheit
und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzu­
wendenden Umrechnungskurse (*), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 1636/87 (4), insbesondere auf
Artikel 3,

nach Stellungnahme des Währungsausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und
Malz hinzugefügt werden, sind durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2402/88 der Kommission (*) und die später zu
ihrer Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt
worden.

Um ein normales Funktionieren der Abschöpfungsrege­
lung zu ermöglichen, ist bei der Berechnung der
Abschöpfungen zugrunde zu legen :
— für Währungen, die untereinander zu jedem Zeit­
punkt innerhalb einer maximalen Abweichung in
Höhe von 2,25 v. H. gehalten werden, ein Umrech­
nungssatz, der sich auf den Leitkurs dieser

Währungen stützt, multipliziert mit dem Berichti­
gungskoeffizienten gemäß Artikel 3 Absatz 1 letzter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 1676/85,

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungssatz, der
sich auf das arithmetische Mittel der Wechselkurse in
Höhe jeder dieser Währungen stützt und während
eines bestimmten Zeitraums für die Währungen der
Gemeinschaft entsprechend vorhergehendem Gedan­
kenstrich und nach Mafigabe des vorgenannten Koef­
fizienten festgestellt wird.

Diese Wechselkurse sind die am 20. Januar 1989 festge­
stellten Kurse.

Aufgrund der heutigen cif-Preise und der heutigen cif­
Preise für Terminkäufe werden die zur Zeit geltenden
Prämien, die den Abschöpfungen hinzugefügt werden,
wie im Anhang zu dieser Verordnung angegeben geän­
dert —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

(1 ) Die Prämien, die den nach Artikel 15 der "Verord­
nung (EWG) Nr. 2727/75 im voraus festgesetzten
Abschöpfungen für Einfuhren von Getreide und Malz aus
Portugal hinzuzufügen sind, sind auf Null festgesetzt.
(2) Die Prämien, die den nach Artikel 15 der Verord­
nung (EWG) Nr. 2727/75 im voraus festgesetzten
Abschöpfungen für Einfuhren von Getreide und Malz aus
Drittländern hinzuzufügen sind, sind im Anhang festge­
setzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 24. Januar 1989 in Kraft.

Diese Verordnung ist 'in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 23 . Januar 1989
Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
O ABl. Nr. L 197 vom 26. 7. 1988, S. Í6.
O ABl. Nr. L 164 vom 24. 6. 1985, S. 1 .
'O ABl. Nr. L 153 vom 13. 6. 1987, S. 1 .
0 ABl. Nr. L 205 vom 30. 7. 1988, S. 99.



Nr. L 19/4 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 24. 1 . 89

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 23. Januar 1989 zur Festsetzung der Prämien, die den
Einfuhrabschöpfungen für Getreide, Mehl und Malz hinzugefügt werden

A. Getreide und Mehl

(ECU/ Tonne)

KN-Code
laufender
Monat

1

1 . Term.

2

2. Term.

3

3. Term.

4

0709 90 60 0 o 0 0

0712 90 19 0 0 0 0

1001 10 10 0 0 0 0

1001 10 90 0 0 0 0

1001 90 91 0 10,59 10,59 10,59
1001 90 99 0 * 10,59 10,59 10,59
1002 0000 o 0 0 0

1003 00 10 0 0 0 0

1003 00 90 0 0 0 / 0
1004 00 10 0 0 0 0

1004 00 90 0 0 0 0

1005 10 90 0 0 0 0

100J90 00 0 0 0 0

1007 00 90 0 ' 0 0 0

1008 10 00 0 0 0 0

1008 20 00 Ö o 0 - 0

. 1008 30 00 0 0 0 0

1008 90 90 0 0 0 0

1101 00 00 0 14,81 14,81 14,81

B. Malz

(ECU/ Tonne)

KN-Code
laufender
Monat

1

1 . Term.

2

2. Term.

3

3. Term.

4

4. Term.

5 "

1107 10 11 0 18,85 18,85 18,85 18,85
110710 19 0 • 14,08 14,08 14,08 14,08

1107 10 91 0 0 0 0 0

110710 99 0 0 0 0 o

1107 20 00 0 0 0 0 0
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 156/89 DER KOMMISSION
vom 23. Januar 1989

über eine Lieferung von Getreide im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe

über allgemeine Durchführungsbestimmungen für die
Bereitstellung und Lieferung von Waren im Rahmen der
Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft (4). Zu diesem
Zweck sollten insbesondere die Lieferfristen und -bedin­
gungen sowie das Verfahren der Bestimmung der sich
daraus ergebenden Kosten genauer festgelegt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3972/86 des Rates
vom 22. Dezember 1986 über die Nahrungsmittelhilfepo­
litik und -Verwaltung ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 1 870/88 (2), insbesondere auf
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c), ,
in Erwägung nachstehender Gründe :
Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1420/87 des Rates vom
21 . Mai 1987 zur Festlegung von Durchführungsbestim­
mungen zu der Verordnung (EWG) Nr. 3972/86 über die
Nahrungsmittelhilfepolitik und -Verwaltung (3) wurde die
Liste der für die Nahrungsmittelhilfe in Betracht
kommenden Länder und Organisationen und der für die
Beförderung der Nahrungsmittellieferung über die fob­
Stufe hinaus geltenden allgemeinen Kriterien festgelegt.
Die Kommission hat infolge mehrerer Beschlüsse über
die Nahrungsmittelhilfe bestimmten Ländern und
Empfängerorganisationen 1 811 Tonnen Getreide zuge­
teilt.

Diese Bereitstellungen erfolgen nach der Verordnung
(EWG) Nr. 2200/87 der Kommission vom 8. Juli 1987

Artikel 1

Im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft
wird Getreide bereitgestellt zur Liefehing , an die im
Anhang aufgeführten Begünstigten gemäß Verordnung
(EWG) Nr. 2200/87 zu den im Anhang aufgeführten
Bedingungen . Die Zuteilung der Lieferungen erfolgt im
Wege der Ausschreibung.

Artikel 2 ,

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli­
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 23. Januar 1989

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 370 vom 30. 12. 1986, S. 1 .
O ABl. Nr. L 168 vom 1 . 7. 1988, S. 7.
¥) ABl . Nr. L 136 vom 26. 5 . 1987, S. 1 . (*) ABl . Nr. L 204 vom 25. 7 . 1987, S. 1 .
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ANHANG

1 . Maßnahme Nr. ('): 1313/88

2. Programm : 1988

3. Begünstigter : World Food Programme, Via Cristoforo Colombo 426, I-00145 Roma (Telex
626675 WFP I)

4. Vertreter des Begünstigten (2) : siehe ABl. Nr. C 103 vom 16. 4. 1987

5. Bestimmungsort oder -land : Sudan

6. Bereitzustellendes Erzeugnis : Weichweizenmehl

7. Merkmale und Qualität der Ware (3): siehe ABl. Nr. C 216 vom 14. 8 . 1987, S. 3, veröffentlichtes
Verzeichnis (unter II A)

8 . Gesamtmenge : 1 322 Tonnen (1 811 Tonnen Getreide)
9 . Anzahl der Partien : 1

10 . Aufmachung und Kennzeichnung ^:
siehe ABl. Nr. C 216 vom 14. 8 . 1987, S. 3, veröffentlichtes Verzeichnis (IIB 2 a))
Ergänzende Aufschrift auf der Verpackung :
»ACTION No 1313/88 / SUDAN 0377200 / WHEAT-FLOUR / GIFT OF THE EUROPEAN
ECONOMIC COMMUNITY / ACTION OF THE WORLD FOOD PROGRAMME / PORT SUDAN"

11 . Art der Bereitstellung des Erzeugnisses : Markt der Gemeinschaft

12. Lieferstufe : frei Verschiffungshafen, fob gestaut f7)

13 . Verschiffungshafen : —

14. Vom Begünstigten bezeichneter Löschhafen : —
15. Löschhafen : —

16. Anschrift des Lagers und gegebenenfalls des Löschhafens : —

17. Zeitraum der Bereitstellung im Verschiffungshafen : vom 1 . bis 31 . 3. 1989
18 . Lieferfrist : —

19 . Verfahren zur Feststellung der Lieferkosten : Ausschreibung
>

20. Frist für die Angebotsabgabe : 7. 2. 1989, 12 Uhr
21 . Im Falle einer zweiten Ausschreibung :

a) Frist für die Angebotsabgabe : 21 . 2. 1989, 12 Uhr
b) Zeitraum für die Bereitstellung im Verschiffungshafen : vom 5. bis 31 . 3 . 1989
c) Lieferfrist : —

22. Höhe der Ausschreibungsgarantie : 5 ECU/t
23 . Höhe der Lieferungsgarantie : 10 % des Angebotsbetrags, ausgedrückt in Ecu
24. Anschrift für die Angebotsabgabe (*) :

Bureau de l'aide alimentaire, à l'attention de Monsieur N. Arend, bâtiment Loi 120, bureau 7/58, rue de
la Loi 200, B- 1 049 Bruxelles, Telex AGREC 22037 B

25. Erstattung auf Antrag des Zuschlagsempfängers (') : Die am 25. 1 . 1989 gültige und durch die
Verordnung (EWG) Nr. 4067/88 der Kommission (ABl. Nr. L 356 vom 24. 12. 1988, S. 62) festgesetzte
Erstattung



24. 1 . 89 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 19/7

Vermerke :

(') Die Nummer der Maßnahme ist im gesamten Schriftverkehr anzugeben.
(2) Vom Zuschlagsempfänger zu kontaktierender Vertreter der Kommission :
siehe im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 227 vom 7. September 1985, §eite 4, veröf­
fentlichtes Verzeichnis.

(3) Der Zuschlagsempfänger übergibt dem Begünstigten eine von einer amtlichen Stelle stammende Beschei­
nigung, aus der hervorgeht, daß die in dem betreffenden Mitgliedstaat geltenden Normen betreffend die
Kernstrahlung für die zu liefende Ware nicht i überschritten worden sind.
In der Bescheinigung über die radioaktive Belastung ist der Gehalt an Cäsium 134 und 137 anzugeben.
Der Zuschlagsempfänger überreicht dem Empfänger oder seinem Vertreter bei der Lieferung folgende
Dokumente :

— Ursprungszeugnis,
— pflanzengesundheitliches Zeugnis.

(*) Im Hinblick auf eine eventuelle Umfüllung muß der Zuschlagsempfänger 2 % leere Säcke derselben
Qualität wie die die Ware enthaltenden Säcke liefern. Diese Säcke müssen außer der Aufschrift auch ein
großes R tragen.

(*) Um den Fernschreiber nicht zu überlasen, werden die Bieter gebeten, den Nachweis der Stellung der in
Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe a) der Verordnung (EWG) Nr. 2200/87 aufgeführten Ausschreibungsgarantie
vor dem im Ziffer 20 dieses Anhangs angegebenen Zeitpunkt vorzugsweise wie folgt zu erbringen :
— entweder durch Boten zu Händen des in Ziffer 24 dieses Anhangs aufgeführten Büros
— öder per Telefax an eine der folgenden Nummern in Brüssel :
— 235 01 32,
— 236 10 97,
— 235 01 30,
— 236 20 05.

(*) Die Verordnung (EWG) Nr. 2330/87 der Kommission (ABl. Nr. L 210 vom 1 . 8 . 1987,- S. 56) ist
anwendbar, was die Ausfuhrerstattung und gegebenenfalls die Währungs- und Beitrittsausgleichsbeträge,
den repräsentativen Kurs und den monetären Koeffizienten anbelangt Der in Artikel 2 der gleichen
Verordnung aufgeführte Tag ist derjenige, welcher in Ziffer 25 dieses Anhangs angegeben ist.

O Abweichend von Artikel 7 Absatz 3 Buchstabe f) und Artikel 13 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr.
2200/87 muß der angebotene Preis die Verlade- und Lagerkosten einschließen. Für die Verladung und
Lagerung ist der Zuschlagsempfänger verantwortlich.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 157/89 DER KOMMISSION
vom 23. Januar 1989

über die Lieferung verschiedener Partien Weißzucker im Rahmen der
Nahrungsmittelhilfe

gungen sowie das Verfahren der Bestimmung der sich
daraus ergebenden Kosten genauer festgelegt werden.
Angesichts der Lage auf dem Weltzuckermarkt und der
Besonderheiten des Sektors sollte die Lieferung von
außerhalb der Produktionsquoten erzeugtem C-Zucker
gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 des Rates
vom 30. Juni 1981 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Zucker (*), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2306/88 (*), vorgesehen werden . Gemäß der
genannten Verordnung ist die Ausfuhr von C-Zucker
nicht Gegenstand der Gewährung von Erstattungen oder
Währungsausgleichsbeträgen bzw. der Erhebung von
Abschöpfungen bei der Ausfuhr oder Währungsaus­
gleichsbeträgen —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3972/86 des Rates
vom 22. Dezember 1986 über die Nahrungsmittelhilfe­
politik und -Verwaltung ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 1870/88 (2), insbesondere auf
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c),

in Erwägung nachstehender Gründe :
Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1420/87 des Rates vom
21 . Mai 1987 zur Festlegung von Durchführungsbestim­
mungen zu der Verordnung (EWG) Nr. 3972/86 über die
Nahrungsmittelhilfepolitik und -Verwaltung (3) wurde die
Liste der für die Nahrungsmittelhilfe in Betracht
kommenden Länder und Organisationen und der für die
Beförderung der Nahrungsmittellieferung über die fob­
Stufe hinaus geltenden allgemeinen Kriterien festgelegt.

Die Kommission hat infolge mehrerer Beschlüsse über
die Nahrungsmittelhilfe bestimmten Ländern und
Empfängerorganisationen 372 Tonnen Weißzucker zuge­
teilt.

Diese Bereitstellungen erfolgen nach der Verordnung
(EWG) Nr. 2200/87 der Kommission vom 8. Juli 1987
über allgemeine Durchführungsbestimmungen für die
Bereitstellung und Lieferung von Waren im Rahmen der
Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft (4). Zu diesem
Zweck sollten insbesondere die Lieferfristen und -bedin­

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft
wird C-Zucker bereitgestellt zur Lieferung an die in den
Anhängen aufgeführten Begünstigten gemäß Verordnung
(EWG) Nr. 2200/87 zu den in den Anhängen aufge­
führten Bedingungen. Die Zuteilung der Lieferungen
erfolgt im Wege der Ausschreibung.

Artikel 2 ,

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 23. Januar 1989

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(>) ABl. Nr. L 370 vom 30. 12. 1986, S. 1 .
11) ABl. Nr. L 168 vom 1 . 7. 1988, S. 7.
(3) ABl. Nr. L 136 vom 26. 5. 1987, S. 1 .
(4 ABl. Nr. L 204 vom 25. 7. 1987, S. 1 .

(*) ABl . Nr. L 177 vom 1 . 7. 1981 , S. 4,
(6) ABl. Nr. L 201 vom 27. 7. 1988, S. 65 .

*
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ANHANG I

1 . Maßnahmen Nrn.('): 1254/88 bis 1261 /88
2. Programm : 1988

3. Begünstigter (7) : Euronaid, Rhijngeesterstraatweg 40, Postbus 77, NL-2340 AB Oegstgeest
4. Vertreter des Begünstigten (2) (3) : siehe ABl. Nr. C 103 vom 16. 4. 1987

5. Bestimmungsort oder -land : Zaire, Mosambik, Uganda, Chile, Brasilien
6. Bereitzustellendes Erzeugnis : Weißzucker i /

7. Merkmale und Qualität der Ware : Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr.. 21 03/77 der
Kommission (ABl. Nr. L 246 vom 27. 9. 1977, S. 12) entsprechender Weißzucker der Standardqualität,
Kategorie 2 (Verordnung (EWG) Nr. 793/72 des Rates (ABl. Nr. L 94 vom 21 . 4. 1972, S. 1 )

8 . Gesamtmenge : 372 Tonnen

9. Anzahl der Partien : 1 (A : 20 Tonnen, B : 100 Tonnen, C : 100 Tonnen, D : 80 Tonnen,
E : 18 Tonnen, F : 18 Tonnen, G : 18 Tonnen, H : 18 Tonnen)

10. Aufmachung und Kennzeichnung : neue Jutesäcke mit Innensack aus -mindestens' 0,05 mm dickem
Polyäthylen, einem Gesamtgewicht von Jute und Polyäthylen von mindestens 420 g und einem Gewicht
des Inhalts von 50 kgf)( 13) * .
A, B, C, D, E, F : O (") (")(")•
Aufschrift auf den Säcken (in mindestens 5 cm Buchstaben): siehe Anhang II

11 . Art der Bereitstellung des Erzeugnisses : In der Gemeinschaft erzeugter C-Zucker gemäß Artikel 24
Absatz 1 vierter Unterabsatz Buchstabe c) der Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 , geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 1107/88 (ABl. Nr. L 110 vom 29. 4. 1988, S. 20) (14)

12. Lieferstufe : frei Verschiffungshafen

1 3. Verschiffungshafen : —

14. Vom Begünstigten bezeichneter Löschhafen : —
15. Löschhafen : —

16. Anschrift des Lagers und gegebenenfalls des Löschhafens : —

17. Zeitraum der Bereitstellung im Verschiffungshafen : vom 1 . bis 15. 3 . 1989
18 . Lieferfrist : —

19. Verfahren zur Feststellung der Lieferkosten : Ausschreibung

20. Bei Ausschreibung, Frist für die Angebotsabgabe : 7- 2. 1989, 12 Uhr

21 . Im Falle einer zweiten Ausschreibung :
a) Frist für die Angebotsabgabe : 14. 2. 1989, 12 Uhr
b) Zeitraum für die Bereitstellung im Verschiffungshafen : vom 1 . bis 15. 3. 1989
c) Lieferfrist : —

22. Höhe der Ausschreibungsgarantie : 15 ECU/t

23. Höhe der Lieferungsgarantie : 10 % des Angebotsbetrags, ausgedrückt in Ecu

24. Anschrift für die Angebotsabgabe (4) :
Bureau de l'aide alimentaire, à 1 attention de Monsieur N. Arend, bâtiment Loi 120, bureau 7/58,
200, rue de la Loi , B-1049 Bruxelles, Telex AGREC 22037 B ,

25. Erstattung auf Antrag des Zuschlagsempfängers (l3) : —
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Vermerke :

(') Die Nummer der Maßnahme ist im gesamten Schriftverkehr anzugeben.
(2) Auf Anträg des Begünstigten übergibt ihm der Zuschlagsempfänger eine von einer amtlichen Stelle
stammende Bescheinigung, aus der hervorgeht, daß die in dem betreffenden Mitgliedstaat geltenden
Normen betreffend die Kernstrahlung für die zu liefernde Ware nicht überschritten worden sind.

(2) Vom Zuschlagsempfänger zu kontaktierender Vertreter der Kommission : Siehe im Amtsblatt der Euro­
päischen Gemeinschaften Nr. C 227 vom 7. September 1985, Seite 4, veröffentlichtes Verzeichnis.

(3) Um den Fernschreiber nicht zu überlasten, werden die Kreditinstitute.gebeten, den Nachweis der Stel­
lung der in Artikel 7 Absatz 4 Buchstabe a) der Verordnung (EWG) Nr. 2200/87 aufgeführten Ausschrei­
bungsgarantie vor dem in Ziffer 20 dieses Anhangs angegebenen Zeitpunkt vorzugsweise wie folgt zu
erbringen :
— entweder durch Boten zu Händen des in Ziffer 24 dieses Anhangs aufgeführten Büros
— oder per Telefax an eine der folgenden Nummern in Brüssel :
— 235 01 32,
— 236 10 97,
— 235 01 30;
— 236 20 05.

0 Der Zuschlagsempfänger übermittelt dem Vertreter des Empfängers bei /der Lieferung ein Gesundheits­
zeugnis.

(*) Der Zuschlagsempfänger übermittelt dem Vertreter des Empfängers bei der Lieferung ein Ursprungs­
zeugnis.

0 Der Zuschlagsempfänger tritt mit dem Begünstigten baldmöglichst zur Bestimmung der erforderlichen
Versandbescheinigungen in Verbindung.

(*) Die Lieferung frei Terminal gemäß Artikel 14 Absatz 5a der Verordnung (EWG) Nr. 2200/87 schließt für
den Zuschlagsempfänger die endgültige Übernahme der bis Bestimmungshafen anfallenden Kosten ein :
— Bei Container-Lieferung nach der FCL/FCL- und LCL/FCL-Regelung alle Entladekosten und Kosten
für das Verbringen frei Terminal, gestapelt, also nicht folgende Kosten : Die am Terminal anfallenden
Arbeitskosten, Kosten der Entladung der Ware aus den Containern, nach diesen Stufen anfallende
örtliche Kosten sowie Überliegegelder oder die Kosten für die Rücksendung der Container ;

— bei Container-Lieferungen nach der LCL/LCL- oder FCL/LCL-Regelung alle Entladekosten und
Kosten für das Verbringen frei Terminal, einschließlich, abweichend von dem genannten Artikel 14
Absatz 5a, der Kosten für die Entladung der Ware, also nicht folgende Kosten : Nach der Stufe der
Entladung der Ware aus den Containern anfallende örtliche Kosten.

(') Der Lieferant sendet ein Duplikat der Originalrechnung an :
De Keyzer & Schütz BV, Postbus - 1438, Blaak 16, NL-3000 BK Rotterdam.

( 10) In Containern von 20 Fuß zu liefern ; Bedingungen : FCL/LCL »Shippers-count-load and stowage (eis).
(") Der Zuschlagsempfänger muß dem Empfänger eine vollständige Ladeliste eines jeden Containers über­
mitteln, in der die Anzahl Säcke aufgeführt ist, die zu jeder in der Ausschreibungsbekanntmachung
aufgeführten Verladenummer gehören.

(u) Der Zuschlagsempfänger muß jeden Container mit einer numerierten Plombe verschließen, deren
Nummer dem Spediteur des Begünstigten mitgeteilt wird.

H Die Verordnung (EWG) Nr. 2330/87 der Kommission (ABl. Nr. L 210 vom 1 . 8 . 1987, S. 56) ist nicht
anwendbar. Die Verordnung (EWG) Nr. 2630/81 der Kommission (ABl. Nr. L 258 vom 11 . 9 . 1981 ,
S. 16) gilt für die Ausfuhr von Zucker, der im Rahmen der vorliegenden Verordnung geliefert wird.

(14) Die Kategorie des Zuckers wird maßgeblich unter Zugrundelegung der Regelung gemäß Artikel 18
Absatz 2 Buchstabe a) zweiter Gedankenstrich der Verordnung (EWG) Nr. 2103/87 festgestellt.

( 15) Für ein etwaiges Umsacken liefert der Zuschlagsempfänger 2 % Leersäcke derselben Qualität wie die mit
der Ware gefüllten Säcke und mit der verlangten Aufschrift, gefolgt von einem großen R.
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ANEXO II — BILAG II — ANHANG II — ΠΑΡΑΡΤΗΜΑ II — ANNEX II — ANNEXE II — ALLEGATO II —
BIJLAGE II — ANEXO II

Designación
del lote

Parti

Bezeichnung
der Partie

Χαρακτηρισμός
της παρτίδας

Lot

Désignation
du lot

Designazione
della partita

Aanduiding
van de partij
Designação
do lote

Cantidad total del lote
(en toneladas)
Totalmængde

(tons)
Gesamtmenge
der Partie
(in Tonnen)

Συνολική ποσότητα
της παρτίδας
(σε τόνους)
Total quantity
(in tonnes)

Quantité totale du lot
(en tonnes)
Quantità totale
della partita
(in tonnellate)

Totale hoeveelheid
van de partij
(in ton)

Quantidade total
(em toneladas)

Cantidades parciales
(en toneladas)
Delmængde

(tons)

Teilmengen
(in Tonnen)

Μερικές ποσότητες
(σε τόνους)

Partial quantities
(in tonnes)

Quantités partielles
(en tonnes)

Quantitativi parziali
(in tonnellate)

Deelhoeveelheden
(in ton)

Quantidades parciais
(em toneladas)

Beneficiario

Modtager

Empfänger

Δικαιούχος

Beneficiary

Bénéficiaire

Beneficiario

Begunstigde

Beneficiário

País destinatario

Modtagerland

Bestimmungsland

Χώρα
προορισμού

Recipient country

Pays destinataire

Paese destinatario

Bestemmingsland

País destinatário

Inscripción en el embalaje

Emballagens påtegning

Aufschrift auf der Verpackung

Ένδειξη επί της συσκευασίας

Markings on the packaging

Inscription sur l'emballage

Iscrizione sull'imballaggio

Aanduiding op de verpakking

Inscrição na embalagem

1 372 A : 20 Caritas B Zaïre Action n0 1254/88 / Sucre / Zaïre / Caritas
Belgica / 80289 / Kinshasa via Matadi / Don de
la Communauté économique européenne / Pour
distribution gratuite

B : 100 Caritas G Moçambique Acção n? 1255/88 / Açúcar / Moçambique /
Caritas Alemã / 80496 / Beira / Donativo da
Comunidade Económica Europeia / Destinado a
distribuição gratuita

C : 100 Caritas G Moçambique Acção n? 1256/88 / Açúcar / Moçambique /
Caritas Alemã / 80497 / Maputo / Donativo da
Comunidade Económica Europeia / Destinado a
distribuição gratuita

D : 80 Caritas G Uganda Action No 1257/88 / Sugar / Uganda / Caritas
Germany / 80480 / Kampala via Mombasa / Gift
of the European Economic Community / For
free distribution

E : 18 SSP Uganda Action No 1258/88 / Sugar / Uganda / SSP /
81303 / Kampala via Mombasa / Gift of the
European Economic Community / For free
distribution

F : 18 ICR Uganda Action No '1259/88 / Sugar / Uganda / ICR /
84604 / Kampala via Mombasa / Gift of the
European Economic Community / For free
distribution

G : 18 DWH Chile Acción n0 1260/88 / Azúcar / Chile / DWH /
82802 / Santiago de Chile via Valparaiso / Dona­
ción de la Comunidad Económica Europea /
Destinado a la distribución gratuita

H : 18 DKW Brasil Acção n? 1261 /88 / Açúcar / Brasil / DKW /
82340 / Bélem / Donativo da Comunidade
Económica Europeia / Destinado a distribuição
gratuita
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 158/89 DER KOMMISSION
vom 23. Januaf 1989

zur Festsetzung der bei der Einfuhr von Olivenöl mit Ursprung in Tunesien
anwendbaren Sonderabschöpfung für das Wirtschaftsjahr 1988/89

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Fette —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf das am 26. Mai 1987 unterzeichnete Zusatz­
protokoll zum Kooperationsabkommen zwischen der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Tunesi­
schen Republik ('), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 1 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :
Nach Artikel 4 Absatz 1 dieses Protokolls wird jedes
Wirtschaftsjahr zwischen dem Inkrafttreten dieses Proto­
kolls und dem 31 . Dezember 1990 auf bis zu einer Menge
von 46 000 Tonnen nicht behandeltes Olivenöl der
KN-Code 1509 10 10 und 1509 10 90, das vollständig in
Tunesien gewonnen und unmittelbar aus diesem Land in
die Gemeinschaft befördert wird, eine Sonderabschöpfung
erhoben, die dem Unterschied zwischen dem Schwellen­
und dem Freigrenzepreis entspricht. Es empfiehlt sich,
diesen letzteren Preis anhand der in Artikel 4 Absatz 2
des Protokolls vorgesehenen Kriterien zu bestimmen und
die Höhe der Sonderabschöpfung festzusetzen.
Überdies sollte vorgesehen werden, daß der Freigrenze­
preis und die Abschöpfung nur im Fall einer erheblichen
Änderung der Berechnungsbestandteile geändert werden
können.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Der in Artikel 4 Absatz 1 des Zusatzprotokolls zum
Kooperationsabkommen zwischen der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und der Tunesischen Republik
genannte Freigrenzepreis beträgt 182,71 ECU/100 kg.

Die in Artikel 4 Absatz 1 desselben Protokolls genannte
Abschöpfung beträgt 6,72 ECU/100 kg.

Artikel 2

Diese Beträge werden im Fall einer erheblichen Ände­
rung der gemäß Artikel 4 des Zusatzprotokolls berück­
sichtigten Berechnungsbestandteile geändert.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 23. Januar 1989

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 297 vom 21 . 10 . 1987, S. 36. \
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 159/89 DER KOMMISSION
vom 23. Januar 1989

zur Festsetzung der Höhe der variablen Schlachtprämie für Schafe in Großbri­
tannien und der Beträge, die auf die das Gebiet 5 verlassenden Erzeugnisse zu

erheben sind

Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
1837/80 müssen die variablen Schlachtprämien für
Schafe, die im Vereinigten Königreich als prämienfähig
erklärt worden sind, in der am 2. Januar 1989 begin­
nenden Woche den in dem nachstehenden Anhang
bestimmten Beträgen entsprechen. Nach Artikel 9 Absatz
3 der Verordnung (EWG) Nr. 1837/80 und Artikel 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 1633/84 sind unter Berücksichti­
gung des vom Gerichtshof am 2. Februar 1988 gefällten
Urteils in der Rechtssache 61 /86 für dieselbe Woche
Beträge festzusetzen, die gemäß dem genannten Anhang
für die das Gebiet 5 verlassenden Erzeugnisse zu erheben
sind.

Was die erforderliche Anwendungskontrolle der die
genannten Beträge betreffenden Vorschriften angeht, so
sollte das Kontrollverfahren gemäß der Verordnung
(EWG) Nr. 1633/84 vorbehaltlich spezifischerer, aufgrund
des bezeichneten Urteils gegebenenfalls ausgearbeiteter
Vorschriften beibehalten werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1837/80 des Rates
vom 27. Juni 1980 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Schaf- und Ziegenfleisch ('), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1115/88 (2),

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1633/84 der
Kommission vom 8. Juni 1984 mit Durchführungsbe­
stimmungen für die variable Schlachtprämie für Schafe
und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2661 /
80 (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr.
3939/87 (4), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 1 und
Artikel 4 Absatz 1 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Das Vereinigte Königreich ist der einzige Mitgliedstaat,
der die variable Schlachtprämie im Gebiet 5 gemäß
Artikel 3 Absatz 5 der Verordnung (EWG) Nr. 1837/80
zahlt. Die Kommission muß also für die am 2. Januar
1989 beginnende Woche die Höhe der Prämie und den
Betrag festsetzen, der auf die dieses Gebiet verlassenden
Erzeugnisse zu erheben ist.

Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1633/84
bestimmt, daß die Kommission die Höhe der variablen
Schlachtprämie wöchentlich festsetzt.

Gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
1633/84 wird der Betrag, der auf die das Gebiet 5 verlas­
senden Erzeugnisse erhoben wird, von der Kommission
wöchentlich festgesetzt.

/

Im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 1310/88 der
Kommission vom 1 1 . Mai 1988 zur Regelung der Begren­
zung der Garantie für Schaf- und Ziegenfleisch (*) sind die
wöchentlichen Beträge des Leitniveaus gemäß Artikel 9a
Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1837/80 festgesetzt.

Artikel 1

Für Schafe und Schaffleisch, die in Großbritannien im
Gebiet 5 gemäß Artikel 3 Absatz 5 der Verordnung
(EWG) Nr. 1837/80 als für die variable Schlachtprämie
berechtigt ausgewiesen sind, wird für die am 2. Januar
1989 beginnende Woche die Höhe der Prämie auf
111,102 ECU/100 kg geschätztes oder tatsächlich festge­
stelltes Schlachtgewicht innerhalb der in Artikel 1 Absatz
1 Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr. 1633/84 fest­
gelegten Gewichtsgrenzen festgesetzt.

Artikel 2

Für die in Artikel 1 Buchstaben a) und c) der Verordnung
(EWG) Nr. 1837/80 genannten Erzeugnisse, die in , der am
2. Januar 1989 beginnenden Woche das Gebiet 5
verlassen, werden die zu erhebenden Beträge wie in dem
Anhang angegeben festgesetzt.

C) ABl. Nr. L 183 vom 16. 7. 1980, S. 1 .
0 ABl. Nr. L 110 vom 29. 4. 1988, S. 36.
(3) ABl . Nr. L 154 vom 9. 6. 1984, S. 27.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 2. Januar 1989 .(<) ABl . Nr. L 373 vom 31 . 12. 1987, S. 1 .
O ABl. Nr. L 122 vom 12. 5. 1988, S. 69.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 23. Januar 1989

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission
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ANHANG

\

zur Verordnung der Kommission vom 23. Januar 1989 zur Festsetzung der Höhe der
variablen Schlachtprämie für Schafe in Großbritannien und der Beträge, die auf die das

Gebiet 5 verlassenden Erzeugnisse zu erheben sind
(ECU/100 kg)

l Betrag

KN-Code A. Erzeugnisse, die für eine Prämie
gemäß Artikel 9 dir Verordnung

(EWG) Nr. 1837/80 in
Betracht kommen

B. In Artikel 4 Absatz 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 1633/84

genannte Erzeugnisse (')

Lebendgewicht Lebendgewicht

0104 10 90 52,218 0

0104 20 90 0

Eigengewicht Eigengewicht

0204 10 00 111,102 0

0204 21 00 111,102 0

0204 50 11 0

0204 22 10 77,771
0204 22 30 122^12
0204 22 50 144,433
0204 22 90 144,433
0204 23 00 202,206

0204 30 00 83,327
0204 41 00 83,327

0204 4210 58,329
020442 30 91,660
0204 42 50 108,325
0204 42 90 108325

0204 43 00 151,655 *

0204 50 13 \ 0

0204 50 15 0

0204 50 19 \ 0

0204' 50 31 0

0204 50 39 li 0

0204 50 51 Il 0

0204 50 53 || 0

0204 50 55 Il 0

0204 50 59 0

0204 50 71 { 0

0204 50 79 II 0

0210 90 11 144,433

0210 90 19 202,206

1602 90 71 :
— mit Knochen
—r ohne Knochen

144,433
202,206

(') Diese verringerten Beträge dürfen angewandt werden, wenn die Bedingungen gemäß Artikel 5 Absatz 3 zweiter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 1633/84 erfüllt sind.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

RICHTLINIE DES RATES

vom 21. Dezember 1988

über eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die
eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschließen

(89/48/EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 49,
Artikel 57 Absatz 1 und Artikel 66,

auf Vorschlag der Kommission ('),

in Zusammenarbeit mit dem Europäische^ Parlament (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses (3),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach Artikel 3 Buchstabe c) des Vertrages stellt die Besei­
tigung der Hindernisse für den freien Personen- und
Dienstleistungsyerkehr zwischen den Mitgliedstaaten
eines der Ziele der Gemeinschaft dar. Dies bedeutet für
die Angehörigen der Mitgliedstaaten insbesondere die
Möglichkeit, als Selbständige oder abhängig Beschäftigte
einen Beruf in einem anderen Mitgliedstaat als dem
auszuüben, in dem sie ihre beruflichen Qualifikationen
erworben haben.

Die bisher vom Rat erlassenen Vorschriften, nach denen
die Mitgliedstaaten untereinander die in ihren Hoheitsge­
bieten ausgestellten Hochschuldiplome zu beruflichen
Zwecken anerkennen, betreffen wenige Berufe. Niveau
und Dauer der Ausbildung, die Voraussetzung für den
Zugang zu diesen Berufen war, waren auf ähnliche Weise
in allen Mitgliedstaaten reglementiert oder Gegenstand
einer Mindestharmonisierung, die zur Einführung dieser

sektoralen Regelungen der gegenseitigen Anerkennung
der Diplome notwendig war.

Um rasch den Erwartungen derjenigen europäischen
Bürger zu entsprechen, die Hochschuldiplome besitzen,
welche eine Berufsausbildung abschließen und in einem
anderen Mitgliedstaat als dem, in dem sie ihren Beruf
ausüben wollen, ausgestellt wurden, ist auch eine andere
Methode zur Anerkennung dieser Diplome einzuführen,
die den Bürgern die Ausübung aller beruflichen Tätig­
keiten, die in einem Aufnahmestaat von einer weiterfüh­
renden Bildung im Anschluß an den Sekundarabschnitt
abhängig sind, erleichtert, sofern sie solche Diplome
besitzen, die sie auf diese Tätigkeiten vorbereiten, die
einen wenigstens dreijährigen Studiengang bescheinigen
und die in einem anderen Mitgliedstaat ausgestellt
wurden.

Dieses Ergebnis kann durch die Einführung einer allge­
meinen Regelung zur Anerkennung der Hochschuldi­
plome erreicht werden, die eine mindestens dreijährige
Berufsausbildung abschließen.

Bei denjenigen Berufen, für deren Ausübung die Gemein­
schaft kein Mindestniveau der notwendigen Qualifikation
festgelegt hat, behalten die Mitgliedstaaten die Möglich­
keit, dieses Niveau mit dem Ziel zu bestimmen, die
Qualität der in ihrem Hoheitsgebiet erbrachten
Leistungen zu sichern. Sie können jedoch nicht, ohne
sich über ihre Verpflichtungen nach Artikel 5 des
Vertrages hinwegzusetzen, einem Angehörigen eines
Mitgliedstaats vorschreiben, daß er Qualifikationen
erwirbt, die sie in der Regel im Wege der schlichten
Bezugnahme auf die im Rahmen ihres innerstaatlichen
Bildungssystems ausgestellten Diplome bestimmen, wenn
der Betreffende diese Qualifikationen bereits ganz oder
teilweise in einem anderen Mitgliedstaat erworben hat.
Deshalb hat jeder Aufnahmestaat, in dem ein Beruf regle­

(') ABl. Nr. C 217 vom 28 . 8 . 1985, S. 3, und
ABl. Nr. C 143 vom 10. 6. 1986, S. 7.

0 ABl. Nr. C 345 vom 31 . 12. 1985, S. 80, und
ABl. Nr. C 309 vom 5. 12. 1988.

O ABl. Nr. C 75 vom 3. 4. 1956, S. 5.
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mentiert ist, die in einem anderen Mitgliedstaat erwor­
benen Qualifikationen zu berücksichtigen und zu beur­
teilen, ob sie den von ihm geforderten Qualifikationen
entsprechen. /

Eine Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten ist
geeignet, ihnen die Einhaltung dieser Verpflichtungen zu
erleichtern. Deshalb sind die Einzelheiten dieser Zusam­
menarbeit zu regeln.

Es ist angezeigt, insbesondere den Begriff „reglementierte
berufliche Tätigkeit" zu definieren, um unterschiedliche
soziologische Verhältnisse in den einzelnen Mitglied­
staaten zu berücksichtigen. Als reglementierte berufliche
Tätigkeit ist nicht nur eine berufliche Tätigkeit zu
betrachten, deren Aufnahme in einem Mitgliedstaat an
den Besitz eines Diploms gebunden ist, sondern auch
eine berufliche Tätigkeit, deren Aufnahme frei ist, wenn
sie in Verbindung mit der Führung eines Titels ausgeübt
wird, der denjenigen vorbehalten ist, die bestimmte
Qualifikationsvoraussetzungen erfüllen. Berufsverbände
oder -Organisationen, die ihren Mitgliedstaaten derartige
Titel ausstellen und von den Behörden anerkannt werden,
können sich nicht auf ihre private Natur berufen, um sich
der Anwendung der mit dieser Richtlinie vorgesehenen
Regelung zu entziehen.

Auch muß festgelegt werden, weiche Merkmale für die
Berufserfahrung oder den Anpassungslehrgang gelten
sollen, die der Aufnahmestaat neben dem Hochschuldi­
plom von dem Betreffenden fordern kann, wenn dessen
Qualifikationen nicht den von seinen innerstaatlichen
Bestimmungen vorgeschriebenen entsprechen.

Anstelle eines Anpassungslehrgangs kann auch eine
Eignungsprüfung vorgesehen werden. . Beide bewirken,
daß die derzeitige Lage bei der gegenseitigen Anerken­
nung der Diplome durch die Mitgliedstaaten verbessert
und somit der freie Personenverkehr innerhalb der
Gemeinschaft erleichtert wird. Mit ihnen soll festgestellt
werden, ob der Zuwanderer," der bereits in einem anderen
Mitgliedstaat eine Berufsausbildung erhalten hat, fähig ist,
sich seinem neuen beruflichen Umfeld anzupassen. Eine
Eignungsprüfung hat aus der Sicht des Zuwanderers den
Vorteil, daß sie die Dauer der Anpassungszeit verkürzt.
Die Wahl zwischen Anpassungslehrgang und Eignungs­
prüfung müß grundsätzlich dem Zuwanderer überlassen
bleiben. Einige Berufe sind jedoch so beschaffen, daß den
Mitgliedstaaten gestattet werden muß, unter bestimmten
Bedingungen entweder den Lehrgang oder die Prüfung
vorzuschreiben. Vor allem die Unterschiede zwischen den
Rechtssystemen der Mitgliedstaaten, selbst wenn sie von
Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat von unterschiedlicher
Bedeutung sind, rechtfertigen Sonderregelungen, weil die
durch Diplom, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähi­
gungsnachweise bescheinigte Ausbildung auf einem
Rechtsgebiet des Herkunftslandes im allgemeinen nicht
die juristischen Kenntnisse abdeckt, die im Aufnahme­
land auf dem entsprechenden Rechtsgebiet verlangt
werden .

Die allgemeine Regelung zur Anerkennung der
Hochschuldiplome zielt weder auf eine Änderung der die
Berufsausübung einschließlich der Berufsethik betref­
fenden Bestimmungen ab, die für alle Personen gelten,
die einen Beruf im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats

ausüben, noch auf einen Ausschluß der Zuwanderer von
der Anwendung dieser Bestimmungen. Die Regelung
sieht lediglich geeignete Maßnahmen vor, mit denen
sichergestellt werden kann, daß der Zuwanderer den die
Berufsausübung betreffenden Bestimmungen des Aufnah­
mestaats nachkommt.

Nach Artikel 49, Artikel 57 Absatz 1 und Artikel 66 des
Vertrages ist die Gemeinschaft für den Erlaß der Rechts­
vorschriften zuständig, die für die Einführung und das
Funktionieren einer solchen Regelung notwendig sind.
Die allgemeine Regelung zur Anerkennung der
Hochschuldiplome präjudiziert in keiner Weise die
Anwendung von Artikel 48 Absatz 4 und Artikel 55 des
Vertrages.
Eine derartige Regelung stärkt das Recht des europä­
ischen Bürgers, seine beruflichen Kenntnisse in jedem
Mitgliedstaat zu nutzen, und sie vervollständigt und stärkt
gleichzeitig seinen Anspruch darauf, diese Kenntnisse zu
erwerben, wo immer er es wünscht.

Diese Regelung muß nach einer gewissen Zeit der
Anwendung auf ihre Effizienz hin bewertet werden, um
insbesondere festzustellen, inwieweit sie verbessert oder
ihr Anwendungsbereich erweitert werden kann —

f

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Artikel 1

Im Sinne dieser Richtlinie gelten
a) als Diplome alle Diplome, Prüfungszeugnisse oder
sonstige Befähigungsnachweise bzw. diese Diplome,
Prüfungszeugnisse oder sonstigen Befähigungsnach­
weise insgesamt,
— die in einem Mitgliedstaat von einer nach seinen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften bestimmten
zuständigen Stelle ausgestellt werden,

— aus denen hervorgeht, daß der Diplominhaber ein
mindestens dreijähriges Studium oder ein dieser
Dauer entsprechendes Teilzeitstudium an einer
Universität oder einer Hochschule oder einer
anderen Ausbildungseinrichtung mit gleichwer­
tigem Niveau absolviert und gegebenenfalls die
über das Studium hinaus erforderliche berufliche
Ausbildung abgeschlossen hat, und

— aus denen hervorgeht, daß der Zeugnisinhaber
über die beruflichen Voraussetzungen verfügt, die
für den Zugang zu einem reglementierten Beruf
oder dessen Ausübung in diesem Mitgliedstaat
erforderlich sind,

wenn die durch das Diplom, das Prüfungszeugnis oder
einen sonstigen Befähigungsnachweis bescheinigte
Ausbildung überwiegend in der Gemeinschaft
erworben wurde oder wenn dessen Inhaber eine drei­
jährige Berufserfahrung hat, die von dem Mitgliedstaat
bescheinigt wird, der ein Diplom, ein Prüfungszeugnis
oder einen sonstigen Befähigungsnachweis eines Dritt­
lands anerkannt hat.

Einem Diplom im Sinne von Unterabsatz 1 sind alle
Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstigen Befähi­
gungsnachweise bzw. diese Diplome, Prüfungszeug­
nisse oder sonstigen Befähigungsnachweise insgesamt
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gleichgestellt, die von einer zuständigen Stelle in
einem Mitgliedstaat ausgestellt wurden, wenn sie eine
in der Gemeinschaft erworbene und von einer zustän­
digen Stelle in diesem Mitgliedstaat als gleichwertig
anerkannte Ausbildung abschließen und in diesem
Mitgliedstaat in bezug auf den Zugang zu einem regle­
mentierten Beruf oder dessen Ausübung dieselben
Rechte verleihen ;

b) als . Aufnahmestaat der Mitgliedstaat, in dem ein
Angehöriger eines Mitgliedstaats die Ausübung eines
Berufes beantragt, der dort reglementiert ist, in dem er
jedoch nicht das Diplom, auf das er sich beruft,
erworben oder erstmals den betreffenden Beruf
ausgeübt hat ;

c) als reglementierter Beruf die reglementierte berufliche
Tätigkeit oder die reglementierten beruflichen Tätig­
keiten insgesamt, die in einem Mitgliedstaat den
betreffenden Beruf ausmachen ;

d) als reglementierte berufliche Tätigkeit eine berufliche
Tätigkeit, deren Aufnahme oder Ausübung oder eine
ihrer Arten der Ausübung in einem Mitgliedstaat
direkt oder indirekt durch Rechts- oder Verwaltungs­
vorschriften an den Besitz eines Diploms gebunden ist.
Als Art der Ausübung einer reglementierten beruf­
lichen Tätigkeit gilt insbesondere

— die Ausübung einer beruflichen Tätigkeit in
Verbindung mit der Führung eines Titels, der nur
von Personen geführt werden darf, die ein Diplom
besitzen, das in einschlägigen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften festgelegt ist ;

— die Ausübung einer beruflichen Tätigkeit im
Gesundheitswesen, wenn die Vergütung dieser
Tätigkeit und/oder eine diesbezügliche Erstattung
durch das einzelstaatliche System der sozialen
Sicherheit an den Besitz eines Diploms gebunden
ist.

Eine berufliche Tätigkeit, auf die Unterabsatz 1 nicht
zutrifft, wird einer reglementierten beruflichen Tätig­
keit gleichgestellt, wenn sie von Mitgliedern eines
Verbandes oder einer Organisation ausgeübt wird,
dessen bzw. deren Ziel insbesondere die Förderung
und Wahrung eines hohen Niveaus in dem betref­
fenden Beruf ist und der bzw. die zur Verwirklichung
dieses Ziels von einem Mitgliedstaat in besonderer
Form anerkannt wird und

— seinen bzw. ihren Mitgliedern ein Diplom ausstellt,

— sicherstellt, daß seine bzw. ihre Mitglieder die von
ihm bzw. ihr festgelegten Regeln für das berufliche
Verhalten beachten und

— ihnen das Recht verleiht, einen Titel zu führen
bzw. bestimmte Kennbuchstaben zu verwenden
oder einen diesem Diplom entsprechenden Status
in Anspruch zu nehmen.

Ein nicht erschöpfendes Verzeichnis von Verbänden
oder Organisationen, die zum Zeitpunkt der Genehmi­
gung dieser Richtlinie die Bindungen des Unterab­
satzes 2 erfüllen, ist im Anhang enthalten. Wenn ein

Mitgliedstaat einen Verband oder eine Organisation
nach den Bestimmungen des Unterabsatzes 2 aner­
kennt, setzt er die Kommission davon in Kenntnis.
Die Kommission veröffentlicht diese Information im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften ;

e) als Berufserfahrung die tatsächliche und rechtmäßige
Ausübung des betreffenden Berufs in einem Mitglied­
staat ;

f) als Anpassungslehrgang die Ausübung eines reglemen­
tierten Berufs, die in dejn Aufnahmestaat unter der
Verantwortung eines qualifizierten Berufsangehörigen
erfolgt und gegebenenfalls mit einer Zusatzausbildung
einhergeht. Der Lehrgang ist Gegenstand einer Bewer­
tung, Die Einzelheiten des Anpassungslehrgangs und
seiner Bewertung sowie die Rechtslage des zugewan­
derten Lehrgangsteilnehmers werden von der zustän­
digen Stelle des Aufnahmestaats festgelegt ;

g) als Eignungsprüfung eine ausschließlich die beruf­
lichen Kenntnisse des Antragstellers betreffende und
von den zuständigen Stellen des Aufnahmestaats
durchgeführte Prüfung, mit der die Fähigkeit des
Antragstellers, in diesem Mitgliedstaat einen reglemen­
tierten Beruf auszuüben, beurteilt werden soll .

Für die Zwecke dieser Prüfung erstellen die zustän­
digen Stellen ein Verzeichnis der Sachgebiete, die
aufgrund eines Vergleichs zwischen der in ihrem Staat
verlangten Ausbildung und der bisherigen Ausbildung
des Antragstellers von dem Diplom oder dem bzw. den
Prüfungszeugnissen, die der Antragsteller vorlegt, nicht
abgedeckt werden.

Die Eignungsprüfung muß dem Umstand Rechnung
tragen, daß der Antragsteller in seinem Heimat- oder
Herkunftsmitgliedstaat über eine berufliche Qualifika­
tion verfügt. Sie erstreckt sich auf Sachgebiete, die aus
den in dem Verzeichnis enthaltenen Sachgebieten
auszuwählen sind und deren Kenntnis eine wesent­
liche Voraussetzung für eine Ausübung des Berufs im
Aufnahmestaat ist. Diese Prüfung kann sich auch auf
die Kenntnis der sich auf die betreffenden Tätigkeiten
im Aufnahmestaat beziehenden berufsständischen
Regeln erstrecken. Die Modalitäten der Eignungsprü­
fung werden von den zuständigen Stellen des Aufnah­
mestaats unter Wahrung der Bestimmungen des
Gemeinschaftsrechts festgelegt.
Im Aufnahmestaat wird die Rechtslage des Antragstel­
lers, der sich dort auf die Eignungsprüfung vorbereiten
will, von den zuständigen Stellen dieses Staats festge­
legt.

Artikel 2

Diese Richtlinie gilt für alle Angehörigen eines Mitglied­
staats, die als Selbständige oder abhängig Beschäftigte
einen reglementierten Beruf in einem anderen Mitglied­
staat ausüben wollen.

Diese Richtlinie gilt nicht für die Berufe, die Gegenstand
einer Einzelrichdinie sind, mit der in den Mitgliedstaaten
eine gegenseitige Anerkennung der Diplome eingeführt
wird.
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Artikel 3

Wenn der Zugang zu einem reglementierten Beruf oder
dessen Ausübung im Aufnahmestaat von dem Besitz eines
Diploms abhängig gemacht wird, kann die zuständige
Stelle einem Angehörigen eines Mitgliedstaats den
Zugang zu diesem Beruf oder dessen Ausübung unter
denselben Voraussetzungen wie bei Inländern nicht
wegen mangelnder Qualifikation verweigern,
a) wenn der Antragsteller das Diplom besitzt, das in
einem anderen Mitgliedstaat erforderlich ist, um
Zugang zu diesem Beruf in seinem Hoheitsgebiet zu
erhalten oder ihn dort auszuüben, und wenn dieses
Diplom in einem Mitgliedstaat erworben wurde, oder

b) wenn der Antragsteller diesen Beruf vollzeitlich zwei
Jahre lang in den vorhergehenden zehn Jahren in
einem anderen Mitgliedstaat ausgeübt hat, der diesen
Beruf nicht gemäß Artikel 1 Buchstabe c) und
Buchstabe d) Absatz 1 reglementiert, sofern der Betref­
fende dabei im Besitz von einem oder mehreren
Ausbildungsnachweisen war,
— die in einem Mitgliedstaat von einer nach dessen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften bestimmten
zuständigen Stelle ausgestellt worden waren ;

— aus denen hervorgeht, daß der Inhaber ein minde­
stens dreijähriges Studium oder ein dieser Dauer
entsprechendes Teilzeitstudium an einer Univer­
sität oder einer Hochschule oder einer anderen
Ausbildungseinrichtung mit gleichwertigem
Niveau in einem Mitgliedstaat absolviert und gege­
benenfalls die über das Studium hinaus erforder­
liche berufliche Ausbildung abgeschlossen hatte
und

— die er zur Vorbereitung auf die Ausübung dieses
Berufs erworben hatte.

Dem Ausbildungsnachweis nach Unterabsatz 1 sind
ein jedes Prüfungszeugnis bzw. Prüfungszeugnisse
insgesamt gleichgestellt, die von einer zuständigen
Stelle in einem Mitgliedstaat ausgestellt werden, wenn
sie eine in der Gemeinschaft erworbene Ausbildung
bestätigen und von diesem Mitgliedstaat als gleich­
wertig anerkannt werden, sofern diese Anerkennung
den übrigen Mitgliedstaaten und der Kommission
mitgeteilt worden ist.

Artikel 4

( 1 ) Artikel 3 hindert den Aufnahmestaat nicht daran,
vom Antragsteller ebenfalls zu verlangen,
a) daß er Berufserfahrung nachweist,, wenn die Ausbil­
dungsdauer, die er gemäß Artikel 3 Buchstaben a) und
b) nachweist, um mindestens ein Jahr unter der in
dem Aufnahmestaat geforderten Ausbildungsdauer
liegt. In diesem Fall darf die Dauer der verlangten
Berufserfahrung
— das Doppelte der fehlenden Ausbildungszeit nicht
überschreiten, wenn sich diese auf ein Studium
und/oder auf ein unter der Aufsicht eines Ausbil­
ders absolviertes und mit einer Prüfung abgeschlos­
senes Berufspraktikum bezieht ;

— die fehlende Ausbildungszeit nicht überschreiten,
wenn sich diese auf eine mit Unterstützung eines
qualifizierten Berufsangehörigen erworbene Berufs­
praxis bezieht.

Bei Diplomen im Sinne von Artikel 1 Buchstabe a)
letzter Absatz bestimmt sich die Dauer der als gleich­
wertig anerkannten Ausbildung nach der in Artikel 1
Buchstabe a) Unterabsatz 1 definierten Ausbildung.
Bei Anwendung des vorliegenden Buchstabens ist die
Berufserfahrung gemäß Artikel 3 Buchstabe b) anzu­
rechnen.

Die Dauer der verlangten Berufserfahrung darf auf
keinen Fall vier Jahre überschreiten ;

b) daß er einen höchstens dreijährigen Anpassungslehr­
gang absolviert oder eine Eignungsprüfung ablegt.
— wenn seine bisherige Ausbildung gemäß Artikel 3
Buchstaben a) und b) sich auf Fächer bezieht, die
sich wesentlich von denen unterscheiden, die von
dem Diplom abgedeckt werden, das in dem
Aufnahmestaat vorgeschrieben ist, oder
wenn in dem in Artikel 3 Buchstabe a) vorgese­
henen Fall der reglementierte Beruf in dem
Aufnahmestaat eine oder mehrere reglementierte
berufliche Tätigkeiten umfaßt, die in dem Heimat­
oder Herkunftsmitgliedstaat des Antragstellers
nicht Bestandteil des betreffenden reglementierten
Berufs sind, und wenn dieser Unterschied in einer
besonderen Ausbildung besteht, die in dem
Aufnahmestaat gefordert wird und sich auf Fächer
bezieht, die sich wesentlich von denen unter­
scheiden, die von dem Diplom abgedeckt werden,
das der Antragsteller vorweist, oder

— wenn in dem in Artikel 3 Buchstabe b) vorgese­
henen Fall der reglementierte Beruf in dem
Aufnahmestaat eine oder mehrere reglementierte
berufliche Tätigkeiten umfaßt, die nicht Bestand­
teil des vom Antragsteller in seinem Heimat- oder
Herkunftsmitgliedstaat ausgeübten Berufs sind, und
wenn dieser Unterschied in einer besonderen
Ausbildung besteht, die in dem Aufnahmestaat
gefordert wird urid sich auf Fächer bezieht, die sich
wesentlich von denen unterscheiden, die von dem
oder den Befähigungsnachweisen abgedeckt
werden, die der Antragsteller vorweist.

Wenn der Aufnahmestaat von dieser Möglichkeit
Gebrauch macht, muß er dem Antragsteller die Wahl
zwischen dem Anpassungslehrgang und der Eignungsprü­
fung lassen. Abweichend von diesem Grundsatz kann der
Aufnahmestaat einen Anpassungslehrgang oder eine
Eignungsprüfung vorschreiben, wenn es sich um Berufe
handelt, deren Ausübung eine genaue Kenntnis des natio­
nalen Rechts erfordert und bei denen die Beratung und/
oder der Beistand in Fragen des innerstaatlichen Rechts
ein wesentlicher und ständiger Bestandteil der beruflichen
Tätigkeit ist Wenn der Aufnahmestaat bei anderen
Berufen von der Wahlmöglichkeit des Antragstellers
abweichen möchte, ist das Verfahren des Artikels 10
anzuwenden.

(2) Jedoch kann der Aufnahmestaat von den Möglich­
keiten im Sinne von Absatz 1 Buchstaben a) und b) nicht
gleichzeitig Gebrauch machen.
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Artikel 5

Unbeschadet der Artikel 3 und 4 kann jeder Aufnahme­
staat dem Antragsteller zur Verbesserung seiner Anpas­
sungsmöglichkeiten an das berufliche Umfeld in diesem
Staat im Sinne der Gleichwertigkeit gestatten, dort mit
Unterstützung eines qualifizierten Berufsangehörigen den
aus einer Berufspraxis bestehenden Teil der Berufsausbil­
dung abzuleisten, den er im Heimat- oder Herkunftsmit­
gliedstaat nicht abgeleistet hat.

Artikel 6

(1 ) Die zuständige Behörde eines Aufnahmestaats, die
für den Zugang zu einem reglementierten Beruf einen
Nachweis der Ehrenhaftigkeit, ein Führungszeugnis oder
eine Bescheinigung darüber, daß der Betreffende nicht in
Konkurs geraten ist, fordert oder die Ausübung dieses
Berufs bei schwerwiegendem standeswidrigen Verhalten
oder bei einer strafbaren Handlung untersagt, erkennt bei
Angehörigen der andern Mitgliedstaaten, die diesen Beruf
im Hoheitsgebiet des Aufnahmestaats aüsüben wollen, die
von den zuständigen Behörden des Heimat- oder
Herkunftsmitgliedstaats ausgestellten Bescheinigungen,
aus denen hervorgeht, daß diesen Anforderungen Genüge
geleistet wird, als ausreichenden Nachweis an.
Werden von den zuständigen Stellen des Heimat- oder
Herkunftsmitgliedstaats die in Unterabsatz 1 genannten
Dokumente nicht ausgestellt, so werden sie durch eine
eidesstattliche Erklärung — oder in den Staaten, in denen
es keine eidesstattliche Erklärung gibt, durch eine feier­
liche Erklärung — ersetzt, die der Betreffende vor einer
zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde oder gege­
benenfalls vor einem Notar oder einer entsprechend
bevollmächtigten Berufsorganisation des Heimat- oder
Herkunftsmitgliedstaats abgegeben hat, die eine diese
eidesstattliche oder feierliche Erklärung bestätigende
Bescheinigung ausstellen.
(2) Fordert die zuständige Behörde des Aufnahmestaats
von den Angehörigen ihres Staats für den Zugang zu
einem reglementierten Beruf oder dessen Ausübung eine
Bescheinigung über die körperliche oder geistige Gesund­
heit, so erkennt sie die Vorlage der Bescheinigung, die im
Heimat- oder Herkunftsmitgliedstaat gefordert wird,
hierfür als ausreichenden Nachweis an .

Wird im Heimat- oder Herkunftsmitgliedstaat für die
Aufnahme oder die Ausübung des betreffenden Berufs ein
derartiges Zeugnis nicht verlangt, so erkennt der Aufnah­
mestaat bei Staatsangehörigen des Heimat- oder
Herkunftsmitgliedstaats eine von den zuständigen
Behörden dieses Staats ausgestellte Bescheinigung an, die
den Bescheinigungen des Aufnahmestaats entspricht.
(3) Die zuständige Behörde des Aufnahmestaats kann
verlangen, daß die Nachweise und Bescheinigungen nach
den Absätzen 1 und 2 bei ihrer Vorlage nicht älter als drei
Monate sind.

(4) Fordert die zuständige Behörde des Aufnahmestaats
von den Angehörigen ihres Staats für den Zugang zu
einem reglementierten Beruf oder dessen Ausübung einen
Eid oder eine feierliche Erklärung, so sorgt sie für den
Fall, daß die Formel dieses Eides oder dieser Erklärung
von den Angehörigen der anderen Mitgliedstaaten nicht
verwendet werden kann, dafür, daß den Betreffenden eine
geeignete und gleichwertige Formel zur Verfügung steht.

Artikel 7

( 1 ) Die zuständige Behörde des Aufnahmestaats
erkennt den Angehörigen der Mitgliedstaaten, die die
Voraussetzungen für den Zugang zu einem reglemen­
tierten Beruf und dessen Ausübung im Hoheitsgebiet des
Aufnahmestaats erfüllen, das Recht zu, die diesem Beruf
entsprechende Berufsbezeichnung des Aufnahmestaats zu
führen.

(2) Die zuständige Behörde des Aufnahmestaats
erkennt den Angehörigen der Mitgliedstaaten, die die
Voraussetzungen für den Zugang zu einem reglemen­
tierten Beruf und dessen Ausübung im Hoheitsgebeit des
Aufnahmestaats erfüllen, das Recht zu, ihre im Heimat­
oder Herkunftsmitgliedstaat bestehende rechtmäßige
Ausbildungsbezeichnung und gegebenenfalls ihre Abkür­
zung in der Sprache dieses Staats zu führen. Der Aufnah­
mestaat kann vorschreiben, daß neben dieser Bezeich­
nung Name und Ort der Lehranstalt oder des Prüfungs­
ausschusses, die bzw. der diese Ausbildungsbezeichnung
verliehen hat, aufgeführt werden.
(3) Wird ein Beruf in dem Aufnahmestaat durch einen
Verband oder eine Organisation gemäß Artikel 1
Buchstabe d) reglementiert, so sind Staatsangehörige der
Mitgliedstaaten zur Führung der Berufsbezeichnung oder
der Kennbuchstaben, die von dem betreffenden,Verband
oder der betreffenden Organisation verliehen werden, nur
berechtigt, wenn sie ihre Mitgliedschaft bei diesem
Verband oder dieser Organisation nachweisen können .
Sofern der Verband oder die Organisation die Aufnahme
von Qualifikationsanforderungen abhängig macht, kann
er bzw. sie dies gegenüber Angehörigen anderer Mitglied­
staaten, welche über ein Diplom im Sinne von Artikel 1
Buchstabe a) oder eine Berufsbefähigung im Sinne von
Artikel 3 Buchstabe b) verfügen, nur unter den in dieser
Richtlinie, insbesondere in den Artikeln 3 und 4, nieder­
gelegten Bedingungen tun.

Artikel 8

( 1 ) Der Aufnahmestaat erkennt als Nachweis dafür, daß
die in den Artikeln 3 und 4 genannten Voraussetzungen
erfüllt sind, die von den zuständigen Behörden der
Mitgliedstaaten ausgestellten Bescheinigungen an, die der
Antragsteller mit seinem Antrag auf Ausübung des betref­
fenden Berufs vorzulegen hat.
(2) Das Verfahren zur Prüfung eines Antrags auf
Ausübung eines reglementierten Berufs muß so rasch wie
möglich durchgeführt und mit einer mit Gründen verse­
henen Entscheidung der zuständigen Behörde des
Aufnahmestaats spätestens vier Monate nach Vorlage der
vollständigen Unterlagen des Betreffenden abgeschlossen
werden. Gegen diese Entscheidung oder gegen die Unter­
lassung einer Entscheidung kann ein gerichtlicher
Rechtsbehelf nach innerstaatlichem Recht eingelegt
werden.

Artikel 9

( 1 ) Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in
Artikel 12 vorgesehenen Frist die zuständigen Behörden,
die ermächtigt sind, die Anträge entgegenzunehmen und
die in dieser Richtlinie genannten Entscheidungen zu
treffen.
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innerhalb einer Frist von drei Monaten nicht im Wege
einer Entscheidung dagegen ausgesprochen hat

(3) Die Mitgliedstaaten teilen einem Mitgliedstaat oder
der Kommission auf Verlangen unverzüglich den endgül­
tigen Wortlaut einer Bestimmung mit, die sich aus der ,
Anwendung dieses Artikels ergibt.

Artikel 11

Nach Ablauf der Frist nach Artikel 12 übermitteln die
Mitgliedstaaten der Kommission alle zwei Jahre einen
Bericht über die Anwendung der Regelung.

Neben allgemeinen Bemerkungen enthält dieser Bericht
eine statistische Aufstellung der getroffenen Entschei­
dungen sowie eine Beschreibung der Hauptprobleme, die
sich aus der Anwendung dieser Richtlinie ergeben.

Artikel 12

Die . Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen zwei Jahren
nach ihrer Bekanntgabe ('). nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.
Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit,
die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet
erlassen.

Artikel 13

Spätestens fünf Jahre nach dem in Artikel 12 genannten
Zeitpunkt berichtet die Kommission dem Europäischen
Parlament und dem Rat über den Stand der Anwendung
der allgemeinen Regelung zur Anerkennung der
Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige
Berufsausbildung abschließen.
Bei dieser Gelegenheit unterbreitet sie nach Vornahme
aller notwendigen Anhörungen ihre Schlußfolgerungen
hinsichtlich etwaiger Änderungen der bestehenden Rege­
lung. Gegebenenfalls legt sie gleichzeitg Vorschläge zur
Verbesserung der bestehenden Regelungen mit dem Ziel
vor, die Freizügigkeit, das Niederlassungsrecht und den
freien Dienstleistungsverkehr für die unter diese Richt­
linie fallenden Personen zu erleichtern.

Artikel 14

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet

Geschehen zu Brüssel am 21 . Dezember 1988 .

Sie setzen die übrigen Mitgliedstaaten und die Kommis­
sion davon in Kenntnis.

(2) Jeder Mitgliedstaat benennt einen Koordinator für
die Tätigkeiten der Behörden nach Absatz 1 und setzt die
übrigen Mitgliedstaaten und die Kommission davon in
Kenntnis. Seine Aufgabe besteht darin, die einheitliche
Anwendung dieser Richtlinie auf alle in Frage
kommenden Berufe zu fördern. Bei der Kommission wird
eine Koordinierungsgruppe eingerichtet, die aus den von
den einzelnen Mitgliedstaaten benannten Koordinatoren
oder deren Stellvertretern besteht und in der ein Vertreter
der Kommission den Vorsitz führt.

Aufgabe dieser Gruppe ist es,
—r die Durchführung dieser Richtlinie zu erleichtern ;
— alle zweckdienlichen Informationen über ihre Anwen­
dung in den Mitgliedstaaten zu sammeln.

Sie kann von der Kommission zu geplanten Änderungen
der derzeitigen Regelung konsultiert werden.

(3) Die Mitgliedstaaten ergreifen Maßnahmen, um im
Rahmen dieser Richtlinie die erforderlichen Auskünfte
über die Anerkennung der Diplome zur Verfügung zu
stellen. Sie können dabei von der Informationsstelle für
die akademische Anerkennung der Diplome und Studien­
zeiten, die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der
Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten
Minister für das Bildungswesen vom 9. Februar 1976 (')
errichtet wurde, oder in geeigneten Fällen von den betref- ,
fenden Berufsverbänden oder -Organisationen unterstützt
werden. Die Kommission ergreift die erforderlichen
Initiativen, um zu gewährleisten, daß die Erteilung der
erforderlichen Auskünfte ausgebaut und koordiniert wird.

Artikel 10

(1 ) Wenn ein Mitgliedstaat in Anwendung von Artikel
4 Absatz 1 Buchstabe b) Unterabsatz 2 Satz 3 dem
Antragsteller für einen Beruf im Sinne dieser Richtlinie
nicht die Wahl zwischen, einem Anpassungslehrgang und
einer Eignungsprüfung lassen möchte, übermittelt er der
Kommission unverzüglich den Entwurf der betreffenden
Vorschrift. Er teilt der. Kommission gleichzeitig die
Gründe mit, die eine solche Regelung erforderlich
machen.

Die Kommission unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten
unverzüglich von dem Entwurf ; sie kann auch die Koor­
dinierungsgruppe nach Artikel 9 Absatz 2 zu diesem
Entwurf konsultieren.

(2) Unbeschadet der Tatsache, daß die Kommission
und die übrigen Mitgliedstaaten Bemerkungen zu dem
Entwurf vorbringen können, darf der Mitgliedstaat die
Bestimmung nur erlassen, wenn die Kommission sich

Im Namen des Rates

Der Präsident

V. PAPANDREOU

(•) ABl. Nr. C 38 vom 19. 2. 1976, S. 1 .
(2) Diese Richtlinie wurde den Mitgliedstaaten am 4. Januar 1989
bekanntgegeben.
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ANHANG

Verzeichnis der Berufeverbände oder -Organisationen die die Bedingungen des Artikels 1
Buchstabe d) Absatz 2 erfüllen

IRLAND (•)

1 . The Institute of Chartered - Accountants in Ireland ^
2. The Institute of Certified Public Accountants in Ireland (2)
3 . . The Association of Certified Accountants f1)
4. Institution of Engineers of Ireland
5. Irish Planning Institute

VEREINIGTES KÖNIGREICH

1 . Institute of Chartered Accountants in England and Wales
2. Institute of Chartered Accountants of Scotland

3 - Institute of Chartered Accountants in Ireland

4. Chartered Association of Certified Accountants

5. Chartered Institute of Loss Adjusters
6. Chartered Institute of Management Accountants
7. Institute of Chartered Secretaries and Administrators

8 . Chartered Insurance Institute

9 . Institute of Actuaries

10 . Faculty of Actuaries
11 . Chartered Institute of Bankers

12. Institute of Bankers in Scotland •

13 . Royal Institution of Chartered Surveyors
14. Royal Town Planning Institute
15. Chartered Society of Physiotherapy
16. Royal Society of Chemistry
17. British Psychological Society
18 . Library Association
19. Institute of Chartered Foresters

20. Chartered Institute of Building
21 . Engineering Council
22. Institute of Energy
23. Institution of Structural Engineers
24. Institution of Civil Engineers
25. Institution of Mining Engineers
26. Institution of Mining and Metallurgy

(') Irische Staatsangehörige sind ebenfalls Mitglieder folgender Berufsverbände oder •Organisationen des Vereinigten
Königreichs : *
Institute of Chartered Accountants in England and Wales
Institute of Chartered Accountants of Scotland
Institute of Actuaries
Faculty of Actuaries
The Chartered Institute of Management Accountants
Institute of Chartered Secretaries and Administrators
Royal Town Planning Institute
Royal Institution of Chartered Surveyors
Chartered Institute of Building.

(2) Nur zu Zwecken der Rechnungsprüfung.
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27. Institution of Electrical Engineers
28. Institution of Gas Engineers
29. Institution 'of Mechanical Engineers
30. Institution of Chemical Engineers
31 . Institution of Production Engineers
32. Institution of Marine Engineers
33. Royal Institution of Naval Architects
34. Royal Aeronautical Society
35. Institute of Metals

36. Chartered Institution of Building Services Engineers
37. Institute of Measurement and Control

38 . Bntish Computer Society

ERKLÄRUNG DES RATES UND DER KOMMISSION

Zu Artikel 9 Absatz 1

Der Rat und die Kommission kommen überein, die Berufsstände und die Hochschulen anzu­
hören bzw. in angemessener Weise am Entscheidungsprozeß zu beteiligen.
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EMPFEHLUNG DES RATES

vom 21 . Dezember 1988

betreffend die Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten, die Inhaber eines in einem
Drittstaat ausgestellten Diploms sind

(89/49/EWG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

bei der Genehmigung der Richtlinie 89/48/EWG des Rates vom 21 . Dezember 1988 über
eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die eine mindestens
dreijährige Berufsausbildung abschließen ('), -
mit der Feststellung, daß diese Richtlinie nur die den Staatsangehörigen der Mitglied­
staaten in den Mitgliedstaaten ausgestellten Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen
Befähigungsnachweise betrifft,

in dem Bestreben, der besonderen Lage der Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten
Rechnung zu tragen, die Inhaber eines in einem Drittstaat ausgestellten Diploms,
Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähigungsnachweises sind und die sich in einer Lage
befinden, die einer der in Artikel 3 der Richtlinie beschriebenen Situationen vergleichbar
ist —

EMPFIEHLT

den Regierungen der Mitgliedstaaten, den obengenannten Personen den Zugang zu regle­
mentierten Berufen und ihre Ausübung innerhalb der Gemeinschaft durch Anerkennung
dieser Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstigen Befähigungsnachweise in ihrem
Hoheitsgebiet zu erleichtern.

Geschehen zu Brüssel am 21 . Dezember 1988 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

V. PAPANDREOU

(') Siehe Seite 16 dieses Amtsblatts.
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